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TOP I.12 Vollstreckungsschutz nach § 765a ZPO 

 

Berichterstattung: Schleswig-Holstein 

 

 

1. Die Justizministerinnen und Justizminister beobachten, dass 

ein Gläubiger aufgrund der Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts zu § 765a ZPO in Fällen der versagten 

Räumungsvollstreckung die Möglichkeit zur angemessenen 

Nutzung und Verwertung des Eigentums möglicherweise auf 

unbestimmte Dauer ohne eine durchsetzbare Entschädigung 

verliert.  

 

2. Die Justizministerinnen und Justizminister bitten die Bundes-

ministerin der Justiz und für Verbraucherschutz um Prüfung, 

ob und gegebenenfalls wie die derzeitigen gesetzlichen Rege-

lungen zu modifizieren sind.  

 

 
 


